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P r e s s e m i t t e i l u n g 
 

DKG zum Urteil des Bundessozialgerichts vom 19. Juni 2018 
 

Urteil des Bundessozialgerichts gefährdet die 
flächendeckende Schlaganfallversorgung 
 

Berlin, 26. Juni 2018 – Der Präsident der Deutschen 

Krankenhausgesellschaft (DKG), Dr. Gerald Gaß, sieht durch ein aktuelles 

Urteil des Bundessozialgerichts die flächendeckende 

Schlaganfallversorgung in Deutschland gefährdet. „Das Bundes-

sozialgericht greift durch die Neudefinition eines wesentlichen 

Strukturmerkmals für die Abrechnung der Komplexbehandlung beim 

akuten Schlaganfall massiv in das Vergütungsgefüge und damit auch in 

die Versorgung ein. Es ist nicht die Aufgabe des obersten deutschen 

Sozialgerichts, die Strukturvorgaben zur Versorgung von 

Schlaganfallpatienten zu definieren. Für diese Festlegungen gibt es im 

deutschen Gesundheitswesen ein Verfahren in das Experten eingebunden 

sind“, so Gaß. 

 

In seinem Urteil hat das Bundessozialgericht die bisherige Festlegung, der 

maximalen Transportzeit von Patienten einer Schlaganfalleinheit in eine 

neurochirurgische Abteilung neu interpretiert. Die bisher geltende 

Definition spricht ausdrücklich von der Zeit zwischen dem 

Rettungstransportbeginn und dem Rettungstransportende, also der 

Fahrzeit des Rettungswagens oder der Flugzeit des 

Rettungshubschraubers. Das Gericht urteilte nun, dass diese Frist bereits 

mit der Entscheidung des behandelnden Arztes zur Verlegung in eine 

Neurochirurgie zu laufen beginnt und mit der Übergabe des Patienten an 

die behandelnden Ärzte der Neurochirugie endet. „Eine solche 

Fristsetzung führt in der praktischen Anwendung dazu, dass die 

Komplexbehandlung des Schlaganfalls nur noch in den Kliniken 

durchgeführt werden kann, die selbst über eine neurochirurgische 

Abteilung verfügt. Wir fordern das Bundesgesundheitsministerium auf, 

einzugreifen und die Strukturvorgaben ihres Instituts (DIMDI) unverzüglich 

anzupassen. Wir dürfen es nicht zulassen, dass zukünftig die 

Schlaganfallpatienten lange Wege durch die Republik gefahren werden, 
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bevor eine schnelle Diagnose und Behandlung des Schlaganfalls erfolgen 

kann", so Gaß weiter. 

 

	
Die Deutsche Krankenhausgesellschaft (DKG) ist der Dachverband der Krankenhausträger in 

Deutschland. Sie vertritt die Interessen der 28 Mitglieder – 16 Landesverbände und 12 

Spitzenverbände – in der Bundes- und EU-Politik und nimmt ihr gesetzlich übertragene Aufgaben 

wahr. Die 1.951 Krankenhäuser versorgen jährlich 19,5 Millionen stationäre Patienten und rund 20 

Millionen ambulante Behandlungsfälle mit 1,2 Millionen Mitarbeitern. Bei 97 Milliarden Euro 

Jahresumsatz in deutschen Krankenhäusern handelt die DKG für einen maßgeblichen 

Wirtschaftsfaktor im Gesundheitswesen. 

 


